
Bebauungspläne werden
rechtskräftig:

Der Rat der Stadt Mönchengladbach hat
in seiner Sitzung am 22.12.2010 folgende
Beschlüsse gefasst:

Bebauungsplan Nr. 698/W (ehemals
698/I), Bebauungsplan der Innenent-
wicklung gemäß § 13a BauGB

Stadtbezirk West - Rheindahlen, Gebiet
zwischen der Gladbacher Straße und
der Straße „An den Flachsgruben“ /
Viehstraße, westlich der Straße „Dahle-
ner Heide“ (siehe Abbildung)

I „Der Rat der Stadt beschließt aufgrund
der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Buchsta-
be f der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom
03.05.2005 (GV. NRW. S. 498), und der
§§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1 des Bauge-
setzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel
4 des Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I
S. 2585): 

1. gemäß §§ 3 Abs. 2 Satz 4 und 4
Abs. 2 BauGB:

1.1…..
1.2…..
1.3…..
1.4…..

2. gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1
BauGB:

2.1…..
2.2…..
2.3…..
2.4…..
2.5…..
2.6…..
2.7…..

2.8…..
2.9…..

3. Den vorliegenden Bebauungsplan
Nr. 698/W (Deckblatt zum Bebau-
ungsplan Nr. 506/I) gemäß § 10
BauGB als Satzung; 

4. die vorliegende Begründung, die
gemäß § 9 Abs. 8 BauGB dem Be-
bauungsplan Nr. 698/W beigefügt
wird;

5. den Bebauungsplan Nr. 506/I auf-
zuheben, soweit dieser durch das
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Gebiet des Bebauungsplanes Nr.
698/W betroffen wird;

6. die Verwaltung zu beauftragen,
den wirksamen Flächennutzungsplan
der Stadt Mönchengladbach gemäß
§ 13a Absatz 2 Nr. 2 BauGB im
Wege der Berichtigung anzupassen.“

II 1. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 668/X vereinfachtes Verfahren
gemäß § 13 Baugesetzbuch

Stadtbezirk West, Gebiet Wickrath-
berg - nördlich Güdderather Weg
(siehe Abbildung)

„Der Rat der Stadt beschließt aufgrund
der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Buchsta-
be f der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli  1994 (GV NRW S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom
03.05.2005 (GV. NRW. S. 498), und der
§§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1 des Bauge-
setzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel
4 des Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I
S. 2585): 

1. Die 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 668/X gemäß § 10
BauGB als Satzung; 

2. die vorliegende Begründung, die
gemäß § 9 Absatz 8 BauGB der 1.
Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 668/X beigefügt wird;

3. den Bebauungsplan Nr. 668/X auf-
zuheben, soweit er durch die 1. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr.
668/X betroffen ist.“ 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB werden die
Beschlüsse des Rates hiermit ortsüblich
bekannt gemacht. 
Vom Tage der Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung ab werden die Pläne zu-
sammen mit den Begründungen im Fach-
bereich Stadtentwicklung und Planung,
Rathaus Rheydt, Eingang G, III. Oberge-
schoss, 

Zimmer 3042 (Bebauungsplan Nr. 698/W)

Zimmer 3041 (1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 668/X)

zu jedermanns Einsicht, während der
Dienststunden; und zwar

vormittags:
Montag bis Freitag
von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr,

nachmittags:
Montag bis Mittwoch
von 14.00 Uhr bis 15.00 Uhr

und Donnerstag
von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr,

bereitgehalten. Jedermann kann über den
Inhalt Auskunft verlangen.

Hinweis gemäß § 44 Abs. 5 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl.
I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4
des Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I
S. 2585) auf § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB:

„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann
Entschädigung verlangen, wenn die in
den §§ 39 bis 42 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er
kann die Fälligkeit des Anspruches
dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schrift-
lich bei dem Entschädigungspflichti-
gen beantragt.“

„(4) Ein Entschädigungsanspruch erlischt,
wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des Anspru-
ches herbeigeführt wird.“

Hinweis gemäß § 215 Abs. 2 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Arti-

kel 4 Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I
S. 2585) auf § 215 Abs. 1 BauGB:

„(1) Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1 bis 3 beachtliche Verletzung
der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplans
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-
liche Mängel des Abwägungsvor-
gangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind.“

Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
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NRW. S. 666); zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24.06.2008 (GV. NRW. S. 514):

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet 

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mit dieser Bekanntmachung treten der
Bebauungsplan Nr. 698/W und die 1. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 668/X
gemäß § 10 BauGB in Kraft. 

Mönchengladbach, den 28.12.2010

Norbert B u d e 
Oberbürgermeister

Bekanntmachung

Beschluss über die
vereinfachte Umlegung

„ VU 36, Buchholzer Wald 10 “

Der Beschluss über die vereinfachte Um-
legung "VU 36, Buchholzer Wald 10" vom
6. Januar 2011 gemäß § 82 Baugesetz-
buch, ist am 6. Januar 2011 unanfechtbar
geworden.
Die vorliegende Bekanntmachung bewirkt,
dass im betroffenen Bereich des Be-
schlusses über die vereinfachte Umle-
gung „VU 36, Buchholzer Wald 10“ der
bisherige Rechtszustand durch den im
Beschluss vorgesehenen neuen Rechts-
zustand ersetzt wird. Die Bekanntma-
chung schließt ferner die Einweisung der
neuen Eigentümer in den Besitz der zuge-
teilten Grundstücke ein.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Dieser Beschluss kann innerhalb von
sechs Wochen nach der Bekanntmachung

durch Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung angefochten werden.
Der Antrag ist bei der Stadt Mönchenglad-
bach, Rathaus Abtei, 41050 Mönchen-
gladbach, einzureichen. Der Antrag muss
den Verwaltungsakt bezeichnen, gegen
den er sich richtet. Er soll die Erklärung,
inwieweit der Verwaltungsakt angefochten
wird und einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Er soll die Gründe sowie die Tatsa-
chen und Beweismittel angeben, die zur
Rechtfertigung des Antrages dienen.
Über den Antrag entscheidet das Landge-
richt Düsseldorf - Kammer für Bauland-
sachen -.
Für das gerichtliche Verfahren vor dem
Landgericht müssen Sie sich eines dort
zugelassenen Rechtsanwaltes bedienen.

Mönchengladbach, den 06. Januar 2011

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Zachert
Stadtvermessungsdirektor

Ungültigkeitserklärung
eines Dienstausweises

Der Dienstausweis Nr. 715, ausgestellt auf
Frau Anja Sayadi, Sozialarbeiterin beim
Fachbereich Kinder, Jugend und Familie,
ist verloren gegangen.

Ich erkläre diesen Ausweis hiermit für
ungültig. Die missbräuchliche Verwen-
dung ist strafbar.

Mönchengladbach, den 28.12.2010

Der Oberbürgermeister
Fachbereich Verwaltungsentwicklung
und -service

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach - Fachbe-
reich Feuerwehr -, 41050 Mönchenglad-
bach, vergibt in öffentlicher Ausschrei-
bung:

Ort der Leistung
Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Spektrumanalysator

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
ca. 2. Quartal 2011

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Wilde, Telefon 02166 9989-2453

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort bis 07.02.2011
bei der Stadt Mönchengladbach, Fachbe-
reich Feuerwehr, Stockholtweg 132, Zi.
0105, 41238 Mönchengladbach. Sie kön-
nen auch unter Fax-Nr. 02166 9989-2489
oder E-Mail robert.gorzolka@
moenchengladbach.de angefordert werden.
Die Höhe der Entschädigung für die
Verdingungsunterlagen beträgt 5,00 EUR
und ist an die Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach Kto.-Nr. 66 001 (Bankleitzahl
310 500 00) zugunsten der Stadtkasse
Kassenzeichen 3704.0000.0966 zu über-
weisen. Der Versand der Unterlagen er-
folgt erst nach Zahlungseingang oder Vor-
lage eines Einzahlungsbeleges.
Eine Erstattung der Entschädigung erfolgt
nicht.

Ablauf der Angebotsfrist:
10.02.2011, 12.00 Uhr

Schriftlich einzureichen in deutscher
Sprache bei:
Stadt Mönchengladbach FB 12.20
Weiherstr. 21, Zi. 10
41061 Mönchengladbach

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVL)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Der Bieter hat zum Nachweis seiner Zu-
verlässigkeit gem. § 6 Abs. 3 VOL/A auf
Verlangen einen Antrag auf Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes) der Vergabestelle vorzulegen.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich.

Mit dem Angebot sind vorzulegen:
—

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• Liste vergleichbarer Referenzaufträge
Es werden Eignungsnachweise, die durch
Präqualifizierungsverfahren erworben wer-
den zugelassen.

Zuschlagskriterien:
Preis 90%
Techn. Wert 10%

Bindefrist:
11.03.2011

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
- Feuerwehr -
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Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach - Fachbe-
reich Ingenieurbüro und Baubetrieb, Ab-
teilung Straßen- und Ingenieurbau -,
41050 Mönchengladbach, vergibt in öf-
fentlicher Ausschreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Erschließung BP 161/IV Grasfreed/Poller-
hütte, Ausbau der Teupesstraße

Art und Umfang der Leistung:
Frostschutzschicht 1.800 m²
Schottertragschicht 1.800 m³
Asphaltbeton AC 11 DN 2.300 m²
Betonsteinpflaster 800 m²
Betonsteinplatten 800 m²

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
50 Arbeitstage

Nebenangebote werden zugelassen:
Ja

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Syben, Telefon: 02161/25-9075

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Fachbe-
reich Ingenieurbüro und Baubetrieb, Zen-
trale Vergabestelle, 41050 Mönchenglad-
bach, Rathaus Rheydt, Markt 11 (Eingang
E), 4. Obergeschoss, Zimmer 440. 
Sie können auch unter Ruf-Nr. 02161/25-
8501 / Fax-Nr. 02161/25-8559 / E-Mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de angefordert wer-
den.
Die Höhe der Entschädigung für die
Verdingungsunterlagen beträgt 8,00 EUR
und ist an die Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach Kto.-Nr. 66 001 (Bankleitzahl
310 500 00) zugunsten der Stadtkasse
Kassenzeichen 6009.1134.9741 zu über-
weisen. Die Aushändigung bzw. der Ver-
sand der Unterlagen erfolgt erst nach Vor-
lage des Nachweises der Überweisung
(ggf. per Fax oder E-Mail). Bareinzahlung
ist nicht möglich. Eine Erstattung der Ent-
schädigung erfolgt nicht.

Ablauf der Angebotsfrist:
14.02.2011, 10:30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Zentrale Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 441

Die Submission findet am 14.02.2011,
10:30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 441, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten zuge-
lassen (VOB).

Sicherheitsleistung:
keine

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Der Bieter hat zum Nachweis seiner Zu-
verlässigkeit gem. § 6 Abs. 3 VOB/A einen
Antrag auf Erteilung eines Auszuges aus
dem Bundeszentralregister (§ 30 Abs. 5
des Bundeszentralregistergesetzes)
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Zuschlagsfrist:
28.03.2011

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirksre-
gierung Düsseldorf - Dezernat 34 -, Post-
fach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
- Fachbereich Ingenieurbüro
und Baubetrieb -

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach - Fachbe-
reich Ingenieurbüro und Baubetrieb, Ab-
teilung Straßen- und Ingenieurbau -,
41050 Mönchengladbach, vergibt im Rah-
men eines Offenen Verfahrens

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Ausbau der Korschenbroicher Str. L 381
von Breitenbachstr. bis Volksbadstr.

Art und Umfang der Leistung:
Straßenbau-, Erd-, Kanalbau- und Neben-
arbeiten, Straßenausstattung
Vierstreifiger Ausbau der Korschen-
broicher Str. auf einer Gesamtlänge von
1,6 km

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
18 Monate

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Reichert, Telefon: 02161/25-9079

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Fachbe-
reich Ingenieurbüro und Baubetrieb, Zen-
trale Vergabestelle, 41050 Mönchenglad-
bach, Rathaus Rheydt, Markt 11 (Eingang
E), 4. Obergeschoss, Zimmer 440. 
Sie können auch unter Ruf-Nr. 02161/25-
8501 / Fax-Nr. 02161/25-8559 / E-Mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de angefordert wer-
den.
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 43,00 EUR
und ist an die Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach Kto.-Nr. 66 001 (Bankleitzahl
310 500 00) zugunsten der Stadtkasse
Kassenzeichen 6009.1134.9741 zu über-
weisen. Die Aushändigung bzw. der Ver-
sand der Unterlagen erfolgt erst nach Vor-
lage des Nachweises der Überweisung
(ggf. per Fax oder E-Mail). Bareinzahlung
ist nicht möglich. Eine Erstattung der Ent-
schädigung erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung von
oder Einsicht in Unterlagen:
31.01.2011, 15:00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
15.02.2011, 10:30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Zentrale Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten zuge-
lassen (VOB).
Die Submission findet am 15.02.2011,
10:30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 440, statt.

Sicherheitsleistung: 5 %

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Der Bieter hat zum Nachweis seiner Zu-
verlässigkeit gem. § 6 Abs. 3 VOB/A einen
Antrag auf Erteilung eines Auszuges aus
dem Bundeszentralregister (§ 30 Abs. 5
des Bundeszentralregistergesetzes)
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages wird von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht:
• gültige Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• gültige Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• gültige Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
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• gültige Handwerkskarte/Bescheini-
gung der IHK

• Auszug aus dem Gewerbezentralregi-
ster

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

• weitere Eignungsnachweise
• vor der Auftragsvergabe ist die Ur-

kalkulation vorzulegen
• Erklärung des Bieters, dass über

das Vermögen seines Unterneh-
mens nicht das Insolvenz- oder das
Vergleichsverfahren eröffnet oder
die Eröffnung beantragt wurde (Ak-
tuelles Datum)

• Erklärung des Bieters dass sich sein
Unternehmern nicht in Liquidation
befindet (Aktuelles Datum)

• Erklärung des Bieters, dass im Zu-
sammenhang mit der Erstellung des
Angebotes keine Absprachen mit
anderen an der Ausschreibung be-
teiligten Unternehmen getroffen
wurden (Aktuelles Datum)

Zuschlagsfrist:
15.05.2011

Nebenangebote werden zugelassen:
Nein

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer bei der
Bezirksregierung, Am Bonneshof 35, 
40474 Düsseldorf; Tel.: 0211/475-0;
0211/475-3637; Fax: 0211/475-3989

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
- Fachbereich Ingenieurbüro
und Baubetrieb -

Bekanntmachung des
Jahresabschlusses 2009

Die Gesellschafterversammlung vom
31.08.2010 hat den Jahresabschluss 2009
in der vom Aufsichtsrat der Gesellschaft
geprüften Fassung festgestellt und be-
schlossen, den Jahresüberschuss in Höhe
von EUR 1.213.448,11 auf neue Rech-
nung vorzutragen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen
in der Zeit vom 14.02.2011 bis 18.02.2011
in der Verwaltung der Städtische Kliniken
Mönchengladbach GmbH, Hubertusstr.
100, 41239 Mönchengladbach jeweils von
8.00 Uhr - 13.00 Uhr und von 14.00 Uhr -
16.00 Uhr (außer freitags nachmittags) zu
jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Pricewa-
terhouseCoopers AG hat folgenden unein-

geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:
„Wir haben den Jahresabschluss - beste-
hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung sowie Anhang - der Kranken-
hausträgergesellschaft Städtische Klinken
Mönchengladbach GmbH, Mönchenglad-
bach, der zugleich der Jahresabschluss
des Krankenhauses Städtische Klinken
Mönchengladbach nach KHG ist, unter
Einbeziehung der Buchführung und den
Lagebericht der Krankenhausträgergesell-
schaft, der zugleich die Lage des Kran-
kenhauses darstellt, für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2008 ge-
prüft. Durch § 30 KHGG NRW wurde der
Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prü-
fung erstreckt sich daher insbesondere
auf die zweckentsprechende, sparsame
und wirtschaftliche Verwendung der För-
dermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW.
Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach
den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den Vorschriften der KHBV
sowie die Verwendung der Fördermittel
nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW liegen in der
Verantwortung des Geschäftsführers der
Krankenhausträgergesellschaft. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurtei-
lung über den Jahresabschluss unter Ein-
beziehung der Buchführung, über den La-
gebericht sowie über den erweiterten Prü-
fungsgegenstand nach § 30 KHGG NRW
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprü-
fung nach § 317 HGB und § 30 KHGG
NRW unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach
ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des
durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht
vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt
werden und dass mit hinreichender Si-
cherheit beurteilt werden kann, ob die An-
forderungen, die sich aus der Erweiterung
des Prüfungsgegenstandes nach § 30
KHGG NRW ergeben, erfüllt wurden. Bei
der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und
rechtliche Umfeld des Krankenhauses so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfas-
st die Beurteilung der angewandten Bilan-
zierungsgrundsätze und der wesentlichen
Einschätzungen des Geschäftsführers so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass un-
sere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses
unter Einbeziehung der Buchführung und
des Lageberichts hat zu keinen Einwen-
dungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften
und den Vorschriften der KHBV und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Krankenhauses und der
Krankenhausträgergesellschaft. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein tref-
fendes Bild von der Lage des Kranken-
hauses und der Krankenhausträgergesell-
schaft und stellt die Chancen und Risiken
der zukünftigen Entwicklung zutreffend
dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden,
sparsamen und wirtschaftlichen Verwen-
dung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1
KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen
geführt.

Düsseldorf, den 30. April 2010

PricewaterhouseCoopers
Aktiengesellschaft
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. ppa. gez. ppa. 
Antje Schlotter Sabine Bönnen
Wirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüferin“

Vorstehende Feststellungen werden hier-
mit ortsüblich bekannt gemacht.

Mönchengladbach,
den 27. Dezember 2010

gez. Horst Imdahl
Geschäftsführer

Bekanntmachung
des Jahresabschlusses  2009

Die Gesellschafterversammlung vom
31.08.2010 hat den Jahresabschluss 2009
der KSG Kliniken-Service-Gesellschaft
Mönchengladbach mbH festgestellt und
beschlossen, vom Jahresüberschuss in
Höhe von EUR 51.027,07 einen Betrag
von EUR 40.000,00 an die Gesellschafte-
rin auszuschütten und EUR 11.027,07 auf
neue Rechnung vorzutragen.

Der Jahresabschluss 2009 liegt in der Zeit
vom 07.02.2011 bis 11.02.2011 in der
Verwaltung der Städtische Kliniken Mön-
chengladbach GmbH, Hubertusstr. 100,
41239 Mönchengladbach jeweils von
8.00 Uhr - 13.00 Uhr und von 14.00 Uhr -
16.00 Uhr (außer Freitag Nachmittag) zu
jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes beauftragte
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Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Pricewa-
terhouseCoopers AG hat den uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt.

Vorstehende Feststellungen werden hier-
mit ortsüblich bekannt gemacht.

Mönchengladbach, den 27.12.2010

gez. Horst Imdahl
Geschäftsführer

Bekanntmachung des
Jahresabschlusses 2009

Die Gesellschafterversammlung vom
15.11.2010 hat den Jahresabschluss 2009
der SGN Schulzentrum für Gesundheits-
berufe am Niederrhein GmbH zum 31. De-
zember 2009 festgestellt und beschlos-
sen, den Jahresüberschuss von EUR
3.094,23 auf neue Rechnung vorzutragen.
Der Jahresabschluss des Geschäftsjahres
2009 liegt in der Zeit vom 07.02.2011 bis
11.02.2011 in der Städtische Kliniken Mön-
chengladbach GmbH, Hubertusstr. 100,
41239 Mönchengladbach jeweils von
8.00 Uhr - 13.00 Uhr und von 14.00 Uhr  -
16.00 Uhr (außer freitags nachmittags) zu
jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses beauftragte Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft PricewaterhouseCoopers AG
hat den uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt.

Vorstehende Feststellungen werden hier-
mit ortsüblich bekannt gemacht.

Mönchengladbach, den 28.12.2010

gez. Walter Schiller gez. Horst Imdahl
Geschäftsführer Geschäftsführer

Einladung

Die Mitglieder der Jagdgenossenschaft
Mönchengladbach III/1-Wickrathhahn,
Buchholz, Herrath- werden hiermit zu ei-
ner Genossenschaftsversammlung für

Donnerstag, 27. Januar 2011, 20,00 Uhr,

in die Gaststätte „Zur Waldesruh", 41189
Mönchengladbach-Buchholz, Laurentius-
straße 45, eingeladen.

Tagesordnung

1.) Feststellung über die ordnungs-
gemäße Einladung und Beschluß-
fähigkeit

2.) Niederschrift über die letzte Jagdge-
nossenschaftsversammlung

3.) Vorlage des Kassenberichts und Ent-
lastung des Vorstandes

4.) Neuwahlen des Vorstandes und des
Geschäftsführers

5.) Haushaltsplan für das Geschäftsjahr
2011/12

6.) Bestellung der Kassenprüfer
7.) Verschiedenes

Mönchengladbach, den 05. Januar 2011

stellv. Vorsitzender

Aufgebot
eines Sparkassenbuches

Für das nachstehend aufgeführte verlo-
rengegangene Sparkassenbuch, ausge-
stellt von der Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach, ist die Kraftloserklärung bean-
tragt worden:

Sparkassenbuch-Nr.:

3500057587

Der/Die Inhaber/in des vorgenannten
Sparkassenbuches wird aufgefordert,
binnen drei Monaten, spätestens am
28. März 2011 seine/ihre Rechte anzumel-
den und das Sparkassenbuch vorzulegen,
andernfalls wird dieses für kraftlos erklärt.

Mönchengladbach,
den 28. Dezember 2010

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand
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